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Allgemeinverfügung zur Untersagung von Wasserentnahmen aus der Ahauser Aa, der 
Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in ihren 

Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken 

Der Landrat des Kreises Borken erlässt als Untere Wasserbehörde auf der Grundlage des § 100 Abs. 1 S. 1 
und 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Landeswassergesetz (LWG NRW) i. V. 
m. § 18 Abs. 1 WHG i.V.m. § 20 Landeswassergesetz (LWG NRW) i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW), jeweils in der derzeit gültigen Fassung, folgende 
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Allgemeinverfügung 

1. Der erlaubnisfreie Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauch oberirdischer Gewässer wird wie folgt 
beschränkt:  

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischer oder elektrischer Pumpvorrichtungen aus der Ahauser 
Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in ihren 
Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken (siehe Karte im Anhang oder unter 
https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html wird untersagt. 

Ausgenommen sind das Tränken von Vieh und das Schöpfen mit Handgefäßen. 

2. Die Untersagung gilt auch für die Inhaber einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Wasser 
aus der Ahauser Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in 
ihren Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken (siehe Karte im Anhang oder 
unter https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html). Die 
wasserrechtlichen Erlaubnisse, die eine Entnahme von Wasser aus der Ahauser Aa, der Berkel, der 
Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem 
Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken zulassen, werden befristet bis zum Außerkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung widerrufen.  

3. Die Untere Wasserbehörde kann auf Antrag eine widerrufliche Ausnahme erteilen, wenn überwiegende 
Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern oder die Untersagung im Einzelfall zu einer unbilligen 
Härte führt.  

4. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 und Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.  

5. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. 
Sie tritt mit Ablauf des 31.10.2026 außer Kraft. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit der Aufhebung 
oder Änderung dieser Verfügung vor dem 31.10.2026. 

Begründung: 

Ermächtigungsgrundlage für den Erlass dieser Allgemeinverfügung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG i.V.m. § 93 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 LWG NRW i.V.m. § 18 Abs. 1 WHG i.V.m. §§ 25 WHG, 19 und 20 LWG NRW i.V.m. 
§§ 26 WHG, 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwVfG NRW.  

Gemäß § 100 Abs. 1 WHG ist es Aufgabe der Gewässeraufsicht, Gewässer sowie die Erfüllung der öffentlich-
rechtlichen Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem Wasserhaushaltsgesetz gestützten Rechtsverordnungen oder 
nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Sie ordnet nach pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen 
an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu 
beseitigen. 

Die Zuständigkeit der Unteren Wasserbehörde ergibt sich aus § 100 Abs.1 S. 2 WHG, §§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 
3, 115 und 117 Abs. 2 LWG NRW in Verbindung mit der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU).  

Das damals zuständige Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (heute Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen) hat mit Erlass vom 10.08.2021 die Zuständigkeit zum Erlass einer Allgemeinverfügung zur 
Regulierung des Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauchs für die Gewässer 2. Ordnung auf dem Gebiet 
des Kreises Borken gem. § 117 Abs. 2 Nr. 1 LWG NRW von der Bezirksregierung Münster auf den Kreis 
Borken übertragen. 

Zu 1:  
Die zuständige Behörde kann den erlaubnisfreien Gemeingebrauch oberirdischer Gewässer gem. § 25 WHG 
i. V. m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW regeln, beschränken oder verbieten, um zu 
verhindern, dass andere beeinträchtigt, schädliche Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird. 

Ferner kann die zuständige Behörde den erlaubnisfreien Eigentümer- und Anliegergebrauch oberirdischer 
Gewässer gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW durch Verwaltungsakt regeln und beschränken, um zu 
verhindern, dass andere beeinträchtigt werden, schädliche Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird. 

Vorliegend sind die wasserrechtlichen Voraussetzungen für die Entnahme von Wasser mittels mechanischer 
oder elektrischer Pumpvorrichtungen aus der Ahauser Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den 
weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis 
Borken im Rahmen des erlaubnisfreien Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauchs nicht mehr gegeben. 

Aufgrund der teilweise weit unterdurchschnittlichen Niederschlagsmengen in den vergangenen Monaten und 
der hohen Temperaturen sowie der daraus resultierenden Bodentrockenheit, haben sich in der Ahauser Aa, 

https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html
https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html
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der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie 
dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken sehr niedrige Wasserstände eingestellt.  

Die zur Bewertung der wasserwirtschaftlichen Gesamtsituation herangezogenen Pegeldaten zeigen bereits 
niedrige, tendenziell weiter sinkende Wasserstände in der Ahauser Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge 
und der Lippe an.  
Ein Hauptgewässer wie die Ahauser Aa, die Berkel, die Dinkel, die Schlinge und die Lippe sind auf die 
kontinuierliche Wasserzufuhr aus seinem Einzugsgebiet angewiesen, da es den größten Teil seines 
Abflusses über Zuflüsse, oberflächlichen Niederschlagsabfluss und Grundwasserzuflüsse aus diesem Gebiet 
erhält. Das Einzugsgebiet umfasst dabei alle Flächen, auf denen Niederschläge fallen und von denen das 
Wasser – über direkte und indirekte Wege – in das Hauptgewässer abfließt.  
Der für Fische, Kleinstlebewesen und Pflanzen lebensnotwendige Wasserabfluss ist daher nicht mehr 
flächendeckend gewährleistet.  
Bei festgestelltem Niedrigwasser in Fließgewässern ist von einer regionalen Wasserknappheit auszugehen. 
Stehende Oberflächengewässer stehen häufig in hydrologischem Zusammenhang mit Fließgewässern oder 
dem Grundwasser, sodass auch der Wasserstand in stehenden Oberflächengewässern in solchen 
Situationen häufig reduziert oder stark rückläufig ist. 

Trotz lokaler Regenfälle sinken die Pegelstände weiterhin, da der Niederschlag überwiegend von der 
Vegetation aufgenommen wird und nicht zum Abfluss kommt bzw. nur sehr kurzfristig zu einer Erhöhung des 
Abflusses in den Gewässern führt. Eine signifikante Änderung dieser Situation ist derzeit nicht absehbar. Die 
geringen Abflussmengen gefährden den Wasserhaushalt in Menge und Güte sowie Flora und Fauna der 
oberirdischen Gewässer. Bei anhaltenden niedrigen Wasserständen oder einem weiteren Absinken der 
Wasserstände ist eine weitere Verschlechterung der ökologischen und chemischen Gewässerzustände und 
somit eine nachhaltige Schädigung des Gewässerökosystems zu erwarten. Die natürliche 
Selbstreinigungskraft der Gewässer ist durch die niedrigen Wasserstände und die damit verbundene 
Reduzierung der Sauerstoffzufuhr bei steigender Wassertemperatur erheblich beeinträchtigt. Somit ist die für 
die Zielerreichung des § 6 Abs. 1 WHG und der §§ 27 bis 31 WHG erforderliche Abflussmenge gefährdet. 
Die Entnahme von Wasser aus den genannten Oberflächengewässern verstärkt diese Gefahr zusätzlich.  

Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des Wasserhaushalts und des 
Schutzes der Natur ist eine Beschränkung des Gemein- sowie Eigentümer- und Anliegergebrauchs 
erforderlich. Die angeordnete Untersagung des Gemeingebrauchs, des Eigentümer- und Anliegergebrauchs 
und der Widerruf der erteilten Erlaubnisse zur Wasserentnahme ist geeignet, die Ahauser Aa, die Berkel, die 
Dinkel, die Schlinge und die weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem 
Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken vor weiteren Störungen durch eine Verringerung der Wasserführung 
zu schützen und eine Verschlechterung der durch die langanhaltende Trockenheit kritischen 
Gewässerzustände zu vermeiden und damit die Tier- und Pflanzenwelt in den Gewässern vor Schaden zu 
bewahren. Die Untersagung bezweckt ferner, vorsorglich die Lebensgrundlage Wasser sowie 
wasserökologische Belange zu schützen und zu erhalten. Sie ist ein geeignetes Mittel zur Absicherung der 
ökologischen, wassermengen- und wassergütewirtschaftlichen Anforderungen. Das wirtschaftliche oder 
persönliche Interesse der Anlieger, Hinterlieger und anderer Gewässernutzer an einer im Rahmen der 
Gesetze zulässigen, unbeschränkten Gewässerbenutzung und das Interesse der Wasserrechtsinhaber an 
einer unbeschränkten Ausübung ihrer erlaubten Wasserentnahme, haben in diesem Fall hinter dem 
öffentlichen Interesse an der ökologischen Funktionsfähigkeit der Gewässer und dem Schutz der Natur 
zurückzustehen. Ein milderes Mittel zur Erreichung des angestrebten Gewässerschutzes ist nicht ersichtlich. 
Die angeordnete Maßnahme steht in einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg.  

Zu 2:  
Wasserentnahmen, die über den erlaubnisfreien Gebrauch hinausreichen, bedürfen gemäß § 8 WHG einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis. Erteilte wasserrechtliche Erlaubnisse zur Entnahme von Wasser aus 
oberirdischen Gewässern können unter anderem bei einer geringen Abflussmenge und einer Gefährdung der 
Mindestwasserführung gem. §§ 18 Abs. 1, 100 Abs. 1 WHG widerrufen werden. Das Entnehmen von Wasser 
aus einem oberirdischen Gewässer ist generell auch nur zulässig, wenn die allgemeinen Grundsätze der 
Gewässerbewirtschaftung eingehalten werden. Die derzeit kritischen Gewässerzustände machen ein Verbot 
zur Entnahme der Ahauser Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern 
in ihren Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken erforderlich, lediglich eine 
Beschränkung der Entnahme reicht nicht aus. Grundsätzlich gewährt eine erteilte Erlaubnis nach § 8 WHG 
kein Recht auf uneingeschränkte Benutzung und ist entsprechend § 18 Abs. 1 WHG kraft Gesetz widerruflich. 
Die unter Nr. 2 ausgesprochene Untersagung gilt über diese Allgemeinverfügung unmittelbar und ersetzt 
einen Widerruf im Einzelfall.  

Zu 3: 
Durch die Regelung in Nr. 3 ist es möglich, in begründeten Einzelfällen Ausnahmen von den Regelungen in 
Nr. 1 und 2 zuzulassen. 

Zu 4: 
Eine Klage gegen die Nr. 1 und Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung hat durch die Anordnung der sofortigen 
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Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung. Das 
bedeutet, dass selbst bei fristgerechter Einreichung der Klage die unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten 
Forderungen befolgt werden müssen.  

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO. Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung von Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen 
aus der Ahauser Aa, der Berkel, der Dinkel, der Schlinge und den weiteren Oberflächengewässern in ihren 
Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken fortgesetzt werden können und 
dadurch die Gewässersituation weiter verschlechtert wird. Durch weitere Entnahmen wäre die 
Aufrechterhaltung der notwendigen Abflussmenge zur Sicherstellung der Mindestwasserführung zusätzlich 
erschwert.  

Zu 5: 
Gemäß § 43 Abs. 1 VwVfG NRW wird ein Verwaltungsakt gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist 
oder der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, indem er ihm bekanntgegeben wird. Gemäß § 41 
Abs. 3 S. 2 VwVfG NRW wird die Allgemeinverfügung öffentlich bekanntgegeben, da eine Bekanntgabe an 
die Beteiligten untunlich ist. Grundsätzlich gilt ein Verwaltungsakt gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 VwVfG NRW zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein 
hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden 
(§ 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW). Aufgrund der Dringlichkeit der Entscheidung wird bestimmt, dass die 
Allgemeinverfügung am Tag nach der Bekanntmachung als bekanntgegeben gilt und damit wirksam wird. Die 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen würde dem Zweck zuwiderlaufen, einen effektiven Schutz der 
Gewässerökosysteme zu gewährleisten. Die Anordnung der Wirksamkeit der Allgemeinverfügung am Tag 
nach der Bekanntgabe ist daher geeignet, erforderlich und auch in Abwägung mit betroffenen privaten 
Interessen angemessen. 

Darüber hinaus kann die Allgemeinverfügung auch digital über www.kreis-borken.de/umwelt eingesehen 
werden. 

Zur Verdeutlichung des räumlichen Geltungsbereichs dieser Allgemeinverfügung ist als Anlage eine 
Übersichtskarte beigefügt, welche die Ahauser Aa, die Berkel, die Dinkel, die Schlinge und die weiteren 
Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken 
darstellt. Diese Karte kann ebenfalls digital über die Internetseite des Kreises Borken oder unter Kreis Borken 
(siehe Karte im Anhang oder unter https://maps.kreis-
borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html)  eingesehen werden. Dort ist sie in 
interaktiver Fassung verfügbar, die eine detaillierte Ansicht erlaubt. 

Die Verfügung wird zunächst anhand der aktuellen Wetterprognose bis zum 31.10.2026 beschränkt. 
Aufgrund der beendeten Vegetationsperiode, einer geringeren Verdunstungsrate aufgrund niedrigerer 
Temperaturen und im Normalfall erhöhter Niederschläge im Winter, werden die Ahauser Aa, die Berkel, die 
Dinkel, die Schlinge und die weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem 
Einzugsgebiet der Lippe im Kreis Borken dann voraussichtlich ausreichend Wasser führen. Sollte sich an der 
Wetterlage bis dahin nichts geändert haben, ist vorgesehen, den Zeitraum der Einschränkung des Gemein-, 
Eigentümer- und Anliegergebrauchs zu verlängern. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Münster erhoben werden. Die 
Klage ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38 in 48147 
Münster zu erheben.  

Hinweise: 

1. Die Allgemeinverfügung liegt in der Zeit vom 22.07.2026 bis zum 28.08.2026 im Kreishaus des Kreises 
Borken, Burloer Str. 93, 46325 Borken, Raum 1428 während der Dienststunden in der Zeit von montags 
bis donnerstags von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr zur Einsichtnahme 
öffentlich aus.  

2. Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme wird überwacht. Auf die Bußgeldvorschrift des 
§ 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung 
kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,- € geahndet werden.  

Borken, den 21.07.2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
-Untere Wasserbehörde- 

Im Auftrag 
gez. 
Bernd Garvert 

http://www.kreis-borken.de/umwelt-bekanntmachungen
https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html
https://maps.kreis-borken.de/geodatenatlas/wasser/einzugsgebiete_trockenheit.html
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Anlage:  
Übersichtskarte des Geltungsbereiches dieser Allgemeinverfügung (Ahauser Aa, Berkel, Dinkel, Schlinge 
und den weiteren Oberflächengewässern in ihren Einzugsgebieten sowie dem Einzugsgebiet der Lippe im 
Kreis Borken) 
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Benachrichtung über öffentliche Zustellungen 

Herrn Thomas, Fastring, geboren am 11.05.1970 in Borken, zuletzt wohnhaft in Werther Str., 7, 46395 

Bocholt, ist ein Bescheid vom 07.07.2026, Aktenzeichen 363217933, zuzustellen. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zulassungsstelle, eingesehen und von 

dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser 

Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 

Rechtsgrundlage: 

§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 

NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 

Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 07.07.2026 

Kreis Borken 

Der Landrat 

Fachbereich Verkehr 

Im Auftrag 

gez. 

Isringhaus 

_____________________________________________________________________________________ 

Herrn Choukri, Rabai, geboren am 01.01.2001 in Marokko, zuletzt wohnhaft in Up de Bookholt, 54, 48691, 

Vreden, ist ein Bescheid vom 07.07.2026, Aktenzeichen 363102188, zuzustellen. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zulassungsstelle, eingesehen und von 

dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser 

Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 

Rechtsgrundlage: 

§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 

NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 

Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 07.07.2026 

Kreis Borken 

Der Landrat 

Fachbereich Verkehr 

Im Auftrag 

gez. 

Isringhaus 

_____________________________________________________________________________________ 

Herr Alonso Giraldo Valencia, wohnhaft in Spanien, ist ein Bescheid vom 16.07.2026, Aktenzeichen 

51.90.UV.63947 zuzustellen. 

Die aktuelle Anschrift in Spanien ist nicht bekannt. Deshalb wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zimmer 2231, Etage 2A, eingesehen 

und von dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser 

Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 
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Rechtsgrundlage: 

§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 

NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 

Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 16.07.2026 

Kreis Borken 

Der Landrat 

Fachbereich Jugend und Familie 

Im Auftrag 

gez. 

Heyng 

 

 

Bekanntmachungen nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Jebing Biogas GmbH & Co. KG mit Sitz in 48712 Gescher, Tungerloh-Capellen 19, hat mit Antrag vom 

30.04.2026 die Errichtung und den Betrieb einer BHKW-Anlage mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf 

dem Grundstück in Gescher, Tungerloh-Capellen 4, Gemarkung Tungerloh-Capellen, Flur 20, Flurstück 148, 

beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines BHKW zur dezentralen Strom- und Wärmeproduktion. Das 

geplante BHKW hat eine Feuerungswärmeleistung von 4,643 MW und ersetzt das bereits vorhandene 

BHKW. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 7 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

In dem BHKW wird Biogas aus der nahegelegenen Biogasanlage Jebing als Brennstoff genutzt. Die erzeugte 

Wärme dient der Versorgung der Gebäude auf dem Gelände der Stiftung Haus Hall und ersetzt in 

erheblichem Maße fossile Energie. Das bestehende BHKW wird nach Errichtung des neu beantragten BHKW 

stillgelegt. Die Emissionswerte werden entsprechend der 44. BImSchV überwacht. Auswirkungen auf die 

Schutzgüter nach Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG sind somit nicht zu erwarten. 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 08.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-01629 2026-wink 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Herr Gregor Hackenfort, wohnhaft in 48624 Schöppingen, Tinge 9, hat mit Antrag vom 13.04.2026 die 

Änderung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten von Sauen mit den zugehörigen 

Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Schöppingen, Tinge 9, Gemarkung Schöppingen-Kirchspiel, Flur 

57, Flurstück 1, beantragt. 
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Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines Sauenstalles (BE 11), Umnutzung bzw. Anpassung der 

Tierplätze in BE 1 bis BE 5 sowie die Errichtung eines Löschwasserkissens. 

Nach Durchführung der beantragten Änderung können insgesamt 632 Sauen, 4 Eber und 3758 Ferkel auf 

der Anlage gehalten werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Mit dem Vorhaben wird das Haltungsverfahren der Sauen an geänderte rechtliche Rahmenbedingungen 

angepasst. Der damit verbundene Platzbedarf je Tier erfordert insgesamt mehr Stallfläche bei unveränderter 

Tierzahl. Dies äußert sich durch einen Neubau sowie Umstrukturierung an den Bestandsgebäuden. 

Emissionsmindernd wirkt dabei die zertifizierte Abluftreinigung an dem neu geplanten Stallgebäude, die eine 

Emissionsminderung von 100 % für Gerüche und 70 % für Stickstoff sicherstellt. Insofern wird sich eine 

Verbesserung der Emissionen ergeben und somit sind auch keine Auswirkungen auf die Schutzgebiete nach 

Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG zu erwarten. Auch im Zusammenwirken mit den vorhandenen Stallanlagen und 

Güllehochbehältern werden keine nachteiligen Umwelteinwirkungen hervorgerufen. 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 08.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-01322 2026-rümp 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Franz Epping, 48691 Vreden, Wennewick 65 betreibt auf dem Grundstück Gemarkung Vreden, Flur 55, 

Flurstück 50 eine Sauenhaltung. Mit Datum vom 18.09.2025 hat er für die Änderung dieser 

Tierhaltungsanlage einen Bauantrag gestellt. Gegenstand dieses Antrages ist der Teilrückbau der BE 3 und 

BE 4.1, sowie Errichtung eines Abferkelstalles BE 4.2. 

Die Tierzahlen werden im Zusammenhang mit diesem Vorhaben nicht angepasst. Nach Umsetzung der 

beantragten Änderungen können auf der Anlage unverändert 316 Sauen, 45 Jungsauen, 2 Eber und 1728 

Ferkel gehalten werden. Die Güllelagerkapazität bleibt ebenfalls unverändert. 

Das Vorhaben erreicht oder überschreitet zusammen mit kumulierenden Vorhaben i.S.d. §10 Abs. 4 UVPG 

die Prüfwerte nach Anlage 1 UVPG zur Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 10 / § 11 / § 12 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Das Vorhaben wird ausschließlich auf dem bereits bestehenden Anlagengrundstück durchgeführt. Es liegen 

keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nr. 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vor. 

Schutzbedürftige Nutzungen oder Gebiete mit besonderem Schutzzweck befinden sich erst in größeren 

Entfernungen.  

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 08.07.2026 
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Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-3257/2025 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Die Epping GbR, 48691 Vreden, Wennewick 65 betreibt auf den Grundstücken Gemarkung Vreden, Flur 55, 

Flurstücke 52 und 53 eine Sauenhaltung. Mit Datum vom 18.09.2025 hat sie für die Änderung dieser 

Tierhaltungsanlage einen Bauantrag gestellt.  

Gegenstand dieses Antrages ist die Erweiterung des Deckzentrums um einen offenen Auslaufstall. Die 

Tierzahlen werden im Zusammenhang mit dem Vorhaben nicht angepasst. Nach Umsetzung dieses 

Vorhabens können auf der Anlage unverändert 514 Sauen, 72 Jungsauen, 4 Eber und 3169 Ferkel gehalten 

werden. Die Güllelagerkapazität bleibt ebenfalls unverändert. 

Das Vorhaben erreicht oder überschreitet zusammen mit kumulierenden Vorhaben i. S. d. §10 Abs. 4 UVPG 

die Prüfwerte nach Anlage 1 UVPG zur Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung.  

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 10 / § 11 / § 12 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Das Vorhaben wird ausschließlich auf dem bereits bestehenden Anlagengrundstück durchgeführt. Es liegen 

keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nr. 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vor. 

Schutzbedürftige Nutzungen oder Gebiete mit besonderem Schutzzwecke befinden sich erst in größeren 

Entfernungen. 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 10.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-3260/2025 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Die Epping GbR, 48691 Vreden, Wennewick 65 betreibt auf den Grundstücken Gemarkung Vreden, Flur 55, 

Flurstücke 52 und 53 eine Sauenhaltung. Mit Datum vom 09.01.2026 hat sie für die Änderung dieser 

Tierhaltungsanlage einen Bauantrag gestellt.  

Gegenstand dieses Antrages ist die Erweiterung des Stalles 4 um einen Abferkelstall 5 mit Güllekeller. Die 

Tierzahlen werden im Zusammenhang mit dem Vorhaben nicht angepasst. Nach Umsetzung dieses 

Vorhabens können auf der Anlage unverändert 514 Sauen, 72 Jungsauen, 4 Eber und 3169 Ferkel gehalten 

werden. Die Güllelagerkapazität bleibt ebenfalls unverändert. 

Das Vorhaben erreicht oder überschreitet zusammen mit kumulierenden Vorhaben i. S. d. §10 Abs. 4 UVPG 

die Prüfwerte nach Anlage 1 UVPG zur Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung.  

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 10 / § 11 / § 12 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Das Vorhaben wird ausschließlich auf dem bereits bestehenden Anlagengrundstück durchgeführt. Es liegen 

keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nr. 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vor. 

Schutzbedürftige Nutzungen oder Gebiete mit besonderem Schutzzwecke befinden sich erst in größeren 

Entfernungen. 
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Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.Kreis Borken, 10.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-0061/2026 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Franz Epping, 48691 Vreden, Wennewick 65 betreibt auf dem Grundstück Gemarkung Vreden, Flur 55, 

Flurstück 50 eine Sauenhaltung. Mit Datum vom 06.02.2026 hat er für die Änderung dieser 

Tierhaltungsanlage einen Bauantrag gestellt.  

Gegenstand dieses Antrages ist die Errichtung von 2 überdachten Ausläufen BE 6.2 und BE 8. Die Tierzahlen 

werden im Zusammenhang mit diesem Vorhaben nicht angepasst. Nach Umsetzung des Vorhabens können 

auf der Anlage unverändert 316 Sauen, 45 Jungsauen, 2 Eber und 1728 Ferkel gehalten werden. Die 

Güllelagerkapazität bleibt ebenfalls unverändert. 

Das Vorhaben erreicht oder überschreitet zusammen mit kumulierenden Vorhaben i. S. d. §10 Abs. 4 UVPG 

die Prüfwerte nach Anlage 1 UVPG zur Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung.  

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 10 / § 11 / § 12 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Das Vorhaben wird ausschließlich auf dem bereits bestehenden Anlagengrundstück durchgeführt. Es liegen 

keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nr. 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vor. 

Schutzbedürftige Nutzungen oder Gebiete mit besonderem Schutzzweck befinden sich erst in größeren 

Entfernungen. 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 

so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 10.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-0445/2026 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

 

 

Bekanntmachungen gemäß § 19 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 8 BImSchG 

Der Kreis Borken hat der Eurowind Energy GmbH mit Sitz in 22761 Hamburg, Stahtwiete 21 A mit Datum 

vom 02.07.2026 eine Genehmigung nach §§ 16b und 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die 

Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Vestas V172-7.2 MW auf dem Grundstück in 

Gronau (Westf.), Gemarkung Epe, Flur 40, Flurstück 115, erteilt. 

Der Genehmigungsbescheid ist unter Auflagen zum Baurecht/Brandschutz, Immissionsschutz, 

Gewässerschutz, Abfallrecht, Landschafts- und Naturschutz, Arbeitsschutz und Luftfahrtrecht ergangen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht 

Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, eingelegt werden. 
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Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs gegen diesen Bescheid nach § 

80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Bescheids gestellt und begründet werden. 

Der Genehmigungsbescheid und die zugehörigen Unterlagen können vom 22.07.2026 bis zum 04.08.2026 

unter der Adresse https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-

bekanntmachungen-laufende-verfahren.php eingesehen werden.  

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides und seiner Begründung liegt zudem im vorgenannten 

Zeitraum, während der Dienststunden zur Einsicht bei folgender Behörde aus: 

Kreisverwaltung Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz, Etage 3A, Zimmer 2307, 

Burloer Straße 93, 46325 Borken, während der Dienststunden während der Dienststunden montags bis 

donnerstags 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

aus. 

Weitere Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten als zugestellt. 

Kreis Borken, 16.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-03597 2025-wolt 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

_____________________________________________________________________________________ 

Der Kreis Borken hat der Eurowind Energy GmbH mit Sitz in 22761 Hamburg, Stahtwiete 21 A mit Datum 

vom 02.07.2026 eine Genehmigung nach §§ 16b und 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die 

Errichtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen des Typs Vestas V 162 auf den Grundstücken in 

Gronau (Westf.), Zone 2 Laster Feld, Gemarkung Epe, Flur 40, Flurstücke 10 und 103, erteilt. 

Der Genehmigungsbescheid ist unter Auflagen zum Baurecht/Brandschutz, Immissionsschutz, 

Gewässerschutz, Abfallrecht, Landschafts- und Naturschutz, Arbeitsschutz und Luftfahrtrecht ergangen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht 

Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, eingelegt werden. 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs gegen diesen Bescheid nach § 

80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Bescheids gestellt und begründet werden. 

Der Genehmigungsbescheid und die zugehörigen Unterlagen können vom 22.07.2026 bis zum 04.08.2026 

unter der Adresse https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-

bekanntmachungen-laufende-verfahren.php eingesehen werden.  

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides und seiner Begründung liegt zudem im vorgenannten 

Zeitraum, während der Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus: 

Kreisverwaltung Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz, Etage 3A, Zimmer 2307, 

Burloer Straße 93, 46325 Borken, während der Dienststunden während der Dienststunden montags bis 

donnerstags 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

aus. 

Weitere Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten als zugestellt. 

Kreis Borken, 16.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-00264 2025-wolt 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
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Bekanntmachung gemäß § 19 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 8 BImSchG 
sowie § 5 UVPG 

Der Kreis Borken hat der RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH mit Sitz in 30163 Hannover, Lister 

Straße 10 mit Datum vom 01.07.26 eine Genehmigung nach §§ 4 und 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb von drei Windenergieanlagen auf den Grundstücken in Reken, 

Gemarkung Hülsten, Flur 16, Flurstücke 43, 69, erteilt. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 7 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Die standortbezogene Vorprüfung ergab, dass keine 

besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 

des Vorhabens auf die Empfindlichkeit oder den Schutzzweck umliegender Gebiete zu erwarten sind. Daher 

war die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 

Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich. 

Der Genehmigungsbescheid ist unter Auflagen zum Baurecht/Brandschutz, Immissionsschutz, 

Gewässerschutz, Abfallrecht, Landschafts- und Naturschutz, Arbeitsschutz und Luftfahrtrecht ergangen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht 

Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, eingelegt werden. 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs gegen diesen Bescheid nach § 

80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Bescheids gestellt und begründet werden. 

Der Genehmigungsbescheid und die zugehörigen Unterlagen können vom 22.07.26 bis zum 04.08.2026 

unter der Adresse https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-

bekanntmachungen-laufende-verfahren.php eingesehen werden.  

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides und seiner Begründung liegt zudem im vorgenannten 

Zeitraum, während der Dienststunden zur Einsicht bei folgender Behörde aus: 

Kreisverwaltung Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz, Etage 3A, Zimmer 2307, 

Burloer Straße 93, 46325 Borken, während der Dienststunden montags bis donnerstags 08:00 Uhr bis 12:30 

Uhr und 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr aus. 

Weitere Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten als zugestellt. 

Kreis Borken, 16.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-01574 2025-ag 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

 

 

Bekanntmachung gemäß § 21a der 9. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 8 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Der Kreis Borken hat der Windpark Schöppinger Berg GmbH & Co. KG mit Sitz in 48629 Metelen, Naendorf 

1 mit Datum vom 30.06.2026 eine Genehmigung nach §§ 16b und 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb von drei Windenergieanlagen des Typs Enercon (Repowering) 

auf den Grundstücken in Schöppingen, BOR 09, Gemarkung Schöppingen-Kirchspiel, Flur 65, Flurstücke 56, 

188, 197 erteilt. 

Der Genehmigungsbescheid ist unter Auflagen zum Baurecht/Brandschutz, Immissionsschutz, 

Gewässerschutz, Abfallrecht, Landschafts- und Naturschutz, Arbeitsschutz und Luftfahrtrecht ergangen. 

https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht 

Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, eingelegt werden. 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs gegen diesen Bescheid nach § 

80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Bescheids gestellt und begründet werden. 

Der Genehmigungsbescheid und die zugehörigen Unterlagen können vom 22.07.2026 bis zum 04.08.2026 

unter der Adresse https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-

bekanntmachungen-laufende-verfahren.php eingesehen werden. 

Die Entscheidung wird zudem über das länderübergreifende UVP-Portal unter https://uvp-verbund.de 

bekannt gemacht. 

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides und seiner Begründung liegt zudem im vorgenannten 

Zeitraum, während der Dienststunden zur Einsicht bei folgender Behörde aus: 

Kreisverwaltung Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz, Etage 3A, Zimmer 2307, 

Burloer Straße 93, 46325 Borken, während der Dienststunden während der Dienststunden montags bis 

donnerstags 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

aus. 

Weitere Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben 

haben, als zugestellt. Personen, die Einwendungen erhoben haben, können den Bescheid bis zum Ablauf 

der Klagefrist beim Kreis Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz schriftlich oder 

elektronisch anfordern. 

Kreis Borken, 16.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-01482 2025-wolt 

Im Auftrag 

gez. 

Stefan Holthausen 

 

 

Bekanntgaben der Ergebnisse einer Umweltverträglichkeitsvorprüfung gemäß 
§ 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Mit Schreiben vom 07.07.2026 beantragt der Kreis Borken, Burloer Straße 93, 46325 Borken die Erteilung 

einer Plangenehmigung für die Anlage eines Kleingewässers – Biotop, auf dem Grundstück Gemarkung 

Lowick, Flur 1, Flurstück 58. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Projekt im Sinne der Anlage 1 UVPG. 

Gemäß § 1 UVPG i.V.m. § 7 UVPG ist anhand der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zu prüfen, ob für 

ein solches Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss. 

Unter Berücksichtigung der Kriterien des UVPG und dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 

Lande Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) wurde das Vorhaben geprüft. Es sind auf Grundlage der in Anlage 

3 aufgeführten Kriterien, insbesondere aufgrund der Art, der Größe, des Umfangs und der Beschaffenheit 

des Vorhabens, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. Auf 

die Durchführung einer Umweltverträglich-keitsprüfung konnte daher verzichtet werden. 

Die Entscheidung wird hiermit gemäß § 5 des Gesetzes UVPG bekannt gegeben. 

Borken, den 10. Juli 2026 

Kreis Borken 

Der Landrat 

Fachbereich Natur und Umwelt 

Aktenzeichen: 662212/63768 

https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php
https://uvp-verbund.de/
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Im Auftrag 

gez. 

Thorsten Benninghaus 

_____________________________________________________________________________________ 

Antrag auf Grundwasserförderung der Bürgerwind Heek Strönfeld GmbH & Co. KG, Callenbeck 8, 

48619 Heek 

Verzicht auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die Bürgerwind Heek Strönfeld GmbH & Co. KG hat mit Datum vom 02.06.2026 die Förderung von 

Grundwasser im Zuge der bauzeitlichen Grundwasserhaltung für die Errichtung von Windenergieanlagen in 

einer Menge von 1.200 m³/d beantragt. Die Anlage zur Grundwasserförderung befindet sich auf dem 

Grundstück Gemarkung Heek, Flur 42, Flurstück 47. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Projekt im Sinne der Anlage 1 UVPG: Vorhabentyp 13.5.1, 

Zutagefördern von Grundwasser mit einem jährlichen Volumen von 100.000 m³ bis weniger als 10 Mio. m³ 

Wasser. 

Gemäß § 1 UVPG i.V.m. § 7 UVPG ist anhand der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zu prüfen, ob für 

ein solches Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss. 

Unter Berücksichtigung der Kriterien des UVPG und dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 

Lande Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) wurde das Vorhaben geprüft. Es sind auf Grundlage der in Anlage 

3 aufgeführten Kriterien, insbesondere aufgrund der Art, der Größe, des Umfangs und der Beschaffenheit 

des Vorhabens, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. Auf 

die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung konnte daher verzichtet werden. 

Die Entscheidung wird hiermit gemäß § 5 des Gesetzes UVPG bekannt gegeben. 

Borken, den 20.07.2026 

Kreis Borken 

Der Landrat 

Fachbereich Natur und Umwelt 

Aktenzeichen: 662120/63716 

Im Auftrag 

gez. 

Thorsten Benninghaus 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2025 
des Zweckverbands Hochwasserschutz Issel 

1. Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2025 des Zweckverbands 

Hochwasserschutz Issel und Entlastung des Verbandsvorstehers 

Die Verbandsversammlung hat am 15.06.2026 gem. § 96 Abs. 1 Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach erfolgter Jahresabschlussprüfung folgende einstimmige 

Beschlüsse gefasst: 

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2025 des Zweckverbands Hochwasserschutz Issel wird in der 

von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gebilligten Fassung vom 29.05.2026 festgestellt. 

2. In Bezugnahme auf § 96 Abs. 1 GO NRW wird dem Verbandsvorsteher für das Haushaltsjahr 

2025 Entlastung erteilt. 

2. Der von der Verbandsversammlung festgestellte Jahresabschluss 2025 und Lagebericht sind gem. 

§ 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 

19.06.2026 angezeigt worden, und von diesem mit Schreiben vom 30.06.2026 zur Kenntnis genommen 

worden. 

3. Wesentliche Ergebnisse des Jahresabschlusses zum 31.12.2025: 

Ergebnisrechnung: 1.237.699,82 € 

Finanzrechnung: 5.925.318,66€ 

Höhe der Ausgleichsrücklage nach Ergebnisverwendung: 5.186.045,34 € 
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4. Bilanz zum 31.12.2025 

Aktivseite 
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Passivseite 
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5. Bekanntmachung, Offenlegung und Einsichtnahme des Jahresabschlusses zum 31.12.2025 

Der von der Verbandsversammlung am 15.06.2026 festgestellte Jahresabschluss 2025 wird hiermit 

gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 

Der Jahresabschluss - bestehend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, 

der Bilanz und dem Anhang-, der Lagebericht sowie der Bericht zum über die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Haushaltsjahr vom 01. Januar 2025 bis zum 31. 

Dezember 2025 des unabhängigen Abschlussprüfers, liegen gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW ab sofort im 

Rathaus Hamminkeln, Brüner Straße 9, während der Dienststunden bis zur Feststellung des 

Jahresabschlusses 2026 zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

Isselburg, den 15.07.2026 

Der Verbandsvorsteher 

gez. 

Michael Carbanje 


